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Die Anwendung der Theorie der zentralen Orte in der Raumplanung


der Bundesrepublik Deutschland








„[...] forscht man in landschaftsgeschichtlichen Bereichen, werden auch bei heute solitär erscheinenden Standorten die Standortprobleme sehr differenziert zu betrachten sein. Die Regel sind sehr komplexe Standortsysteme, in denen sich Ursachen und Wirkungen aus allen Daseinsbereichen überlagern und von denen analytische Forschung [...] immer nur Teilbereiche zu erfassen vermag, aber nie die ganze Wirklichkeit in ihrer Vielseitigkeit im betroffenen Raum einbeziehen kann.[...]


[...] Etwa in den gleichen Jahren, in denen man sich um die wissenschaftliche Klärung des Begriffs Wirtschaftsraum im Rahmen der Wirtschaftsgeographie bemühte, setzte auch die Diskussion um den zentralen Ort ein.[...] Das Generalschema ist aus ökonomischer und geographischer Sicht einleuchtend und wirkt überzeugend. So wurde das System des zentralen Ortes schnell anerkannt und zur weit verbreiteten methodologischen Richtschnur für die Behandlung der Themen der städtischen Siedlungsgeographie. [...]


[...] Von landesplanerischem Belang sind die zentralörtlichen Wirtschaftsräume, weil in ihnen der optimale Verwaltungsmittelpunkt zu finden ist, was freilich problematisch wird in den Entscheidungen, die bei Neugliederungen, Zusammenlegungen und bei der Auswahl von konkurrierenden zentralen Orten zu treffen sind. [...]“


										      (zitiert aus: Otremba, E., 1982,


 Der Raum und sein Wirkungsgefüge.


In: Grundriß der Raumordnung, S. 19, 21











Definition Raumordnung:		Die Raumordnung bezeichnet die in einem Staatsgebiet angestrebte räumliche Ordnung vonWohnstätten, Wirtschaftseinrichtungen, der Infrastruktur usw., beziehungsweise auch die Tätigkeit des Staates, die zur planmäßigen Gestaltung des Raumes führt und sich in der Raumordnungspolitik auswirkt�. 


Hierbei stellt die Raumordnungspolitik� die Gesamtheit der staatlichen Maßnahmen zur Erreichung einer leitbildgerechten Ordnung im Sinne des Bundesraumordnungsgesetzes� dar. Die Raumordnungspolitik hat die Aufgabe, raumplanerische Konzeptionen mit Hilfe der zur Verfügung stehenden staat-lichen Mittel� in die Realität umzusetzen.


Die Raumordnung ist eine staatliche Aufgabe, die den in der Verfassung niedergelegten Grundwerten der Gesellschaft verpflichtet ist. Sie entwickelt und vertritt die für eine ausgewogene Entwicklung des Staatsgebietes maßgeblichen materiellen Ziele und die für deren Verwirklichung notwendigen raumrelevanten Instrumente. Sie trifft damit koordinierende Vorsorge für eine geordnete Gesamtgestaltung des Territoriums, wobei sie den wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Erfordernissen entsprechen und die Gegebenheiten der Natur berücksichtigen soll�. [...]


Kernpunkt der programmatischen Aussagen des ROG ist, daß die Verbesserung der Lebensbedingungen in den sog. strukturschwachen und zurück-gebliebenen Gebieten mit dem grundsätzlichen Ziel einer Angleichung an die allgemeinen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Verhältnisse an struk-turstärkere Räume durch den Ausbau von Gemeinden mit zentralörtlicher Bedeutung -den zentralen Orten- erfolgen soll.


[...] Das erklärte Ziel raumordnerischer Maßnahmen ist es, die räumlichen Ungleichgewichte abzubauen, um Chancengleichheit und Lebensqualität in allen Regionen des Bundesgebietes zu schaffen. Als wichtiges Instrument gilt hierbei das System der zentralen Orte�.


( MKRO = Ministerkonferenz für Raumordnung )


( BROP = Bundesraumordnungsprogramm )














1.	Die zentralen Orte im raumordnerischen Planungskonzept





Das früheste Beispiel der Anwendung der zentralörtlichen Theorie geht auf die 1941 veröffentlichte Siedlungskonzeption für die von den Deutschen während des Dritten Reiches besetzten Ostgebiete zurück, an der Christaller selbst mitgewirkt hat. In der Bundesrepublik der Nachkriegszeit wählte der damalige Interministerielle Ausschuß für Notstandsgebietsfragen ( später: für regionale Wirtschaftspolitik, IMNOS ) 16 besonders zu fördernde Klein- und Mittelstädte aus. Bis 1966 hatte sich die Zahl der dann als Bundesausbauorte bezeichneten Gemeinden auf 64 erhöht�.


Da Christaller seine Theorie der zentralen Orte in erster Linie nach Versorgungsprinzipien konzipierte und diese Theorie das Minimierungsprinzip� bei Angebotsstandorten hervorhob�, wurde seine Theorie zur Anwendung durch Planer als geeignet betrachtet. Mit dem ROG von 1965 hielt das Konzept der zentralen Orte Einzug in die Regional- und Landesplanung und wurde 1968 durch die MKRO bei der Festlegung einer Hierarchie für zentrale Orte in Klein-, Unter-, Mittel- und Oberzentren verwandt.


Der Raumordnungsbericht der Bundesregierung 1972 steckte dann den Rahmen für die Ausweisung und Förderung von zentralen Orten im Bundesgebiet ab. Die einzelnen Bundesländer benannten zentrale Orte, deren Einstufung jedoch von Land zu Land etwas variierte. Hauptanliegen dieser Raumordnungsmaßnahme war die Förderung solcher Orte, die innerhalb eines Siedlungsnetzes des einzelnen Bundeslandes bestimmte zentralörtliche Funktionen zu versehen hatte. Im Zentralausschuß für deutsche Landeskunde wurde für die BRD schon 1966 eine vierstufige zentralörtliche Bereichsgliederung mit weiteren drei Zwischenstufen erarbeitet�.











2.	Die konkrete Planung durch MKRO und BROP





Das BROP als ein gemeinsam von Bund und Ländern in der MKRO erarbeiteter längerfristiger Orientierungsrahmen für die großräumige Entwicklung des Bundesgebietes strebt einerseits eine funktionale Aufgabenteilung zwischen Siedlungsräumen und Freiräumen und innerhalb der Freiräume die Zuordnung unterschiedlicher Eignung an; andererseits sollen regionale Schwerpunkte gefördert werden, die hinsichtlich ihres Angebotes an Versorgungsleistungen und Arbeitsplätzen „ein solches Maß an Attraktivität aufweisen, daß sie ein Gegengewicht zu den bestehenden Verdichtungsräumen darstellen und Abwanderungen aus peripheren Gebieten auffangen“ können�.


Bundeseinheitlich definiert wurde das Zentrale-Orte-Konzept durch eine Entschließung der Ministerkonferenz für Raumordnung vom 8.2.1968, wobei zwischen vier Stufen von zentralen Orten unterschieden wird. Diese zentralen Orte werden als sog. „Versorgungskerne“ verstanden und „sollen soziale, kulturelle und wirtschaftliche Einrichtungen besitzen, die über die eigenen Einwohner hinaus die Bevölkerung des Verflechtungsbereiches versorgen. Jedes höhere Zentrum hat zugleich auch die Aufgaben der zentralen Orte niedrigerer Stufe“ �.











2.1.	Die politische Kontroverse





Im Sinne der begrenzten Finanzplanung für Infrastrukturinvestitionen ließ sich für die Investitionspolitik in der Bundesrepublik eine teilweise Abkehr vom Ausbau einer Vielzahl von zentralen Orten der verschiedenen Stufen und eine Hinwendung zum Prinzip des räumlich konzentrierten Finanzmitteleinsatzes zum Abbau regionaler Disparitäten konstatieren�. Aber schon seit zentrale Orte als räumliches Ordnungsprinzip Eingang in die Landes- und Regionalplanung gefunden haben, besteht eine Kontroverse über die zweckmäßige Zahl von zentralen Orten. Höhere Planungsebenen und stärker auf wirtschaftliche Zielsetzung ausgerichtete Fachplanungen bevorzugen das Schwerpunktprinzip mit wenigen zentralen Orten. Basisnahe und versorgungsorientierte Planungen befürworten dagegen eine demgegenüber größere Zahl. Ebenso tendiert die „politikferne“ Wissenschaft zu weniger und größeren zentralen Orten und die „politiknähere“ Planungspraxis zu einer größeren Zahl von kleineren Punktzentren�.


Es besteht offenbar ein „Basisdruck“ der örtlichen und regionalen Planungsebenen auf Landesplanungen und Bundesplanungen. Dabei sind die Länder - im Gegensatz zum Bund - den Forderungen der örtlichen Gebietskörperschaften nach einem zentralörtlichen Status stärker ausgesetzt. Der Grund für das ausgeprägte Interesse der örtlichen Gemeinschaften an der planerischen Ausweisung als zentraler Ort ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß zentrale Orte in verstärktem Maße direkte staatliche Zuweisungen für den Ausbau der Infrastruktur erhalten, im nicht zweckgebundenen Finanzausgleich besser abschneiden und ihren Bürgern eine bessere Versorgung mit privaten und öffentlichen Dienstleistungen anbieten können. Als Folge der Zuwendungen erhoffen sich die örtlichen Verwaltungen zentraler Orte außerdem von mehr Einwohnern und mehr Arbeitsplätzen zusätzliche Steuereinnahmen und gewähren last but not least den Bürgermeistern und Spitzenbeamten höhere Gehälter.


Nach Auffassung der Regionalwissenschaften ist eine zu große Zahl von zentralen Orten dem regionalen und gesamtwirtschaftlichen Wachstum abträglich. Studien wiesen nach, daß ein Mindestmaß an Agglomerationsvorteilen zur Entwicklung von Regionen und Standorten schon vorhanden sein muß. In Zeiten mit einem erheblichen Wachstum bei Bevölkerung und Beschäftigten ( sechziger Jahre ) wurden die Zuwachsraten als ausreichend für eine große Zahl von zentralen Orten angesehen� und die Erarbeitung von Landesentwicklungsprogrammen und Regionalplänen nicht unwesentlich erleichtert.


Als sich Bund und Länder bei der Erarbeitung des BROP auf eine beschränkte Zahl von zentralen Orten einigen sollten, die für die Entwicklung des Bundesgebietes von besonderer Bedeutung sind, war eine Einigung nur in Kompromissen zu erzielen. Der Bund wollte die Zahl der Zentren im Interesse der Schwerpunktbildung beschränken. Die Länder sahen indes keine Möglichkeit, von den in ihren Landesplanungen bereits früher festgelegten Zentren-Systemen abzurücken. Auf dem Wege der Kompro mißlösungen kam es zur Entwicklung von Entwicklungszentren, -achsen und ausgeglichenen Funktionsräumen, verschiedensten Zwischenabstufungen von zentralen Orten und Kombinationen verschiedenster anderer Planungskonzepte mit dem der zentralen Orte.











2.2.	Die MKRO und das Zentrale-Orte-Konzept





Das von der MKRO beschlossene Konzept wurde von den einzelnen Bundesländern als Träger der Landesplanung aus im Zusammenhang mit restriktiven Haltungen örtlicher Planungsstellen schon genannten Gründen nicht schematisch angewandt, sondern teilweise erheblich modifiziert�.


Eine wesentliche Ausgestaltung und Festigung erfuhr das Zentrale-Orte-Konzept 1970 durch eine weitere MKRO-Entschließung, in der den Umlandfunktionen der zentralen Orte bei den Schlüsselzuweisungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs eine besondere Berücksichtigung zugute kam.


Mit einer weiteren Entschließung 1972 hob die MKRO die zentralen Orte mittlerer Stufe mit ihren Verflechtungsbereichen „im Hinblick auf eine möglichst vollständige und gleichmäßige Versorgung der Bevölkerung in allen Teilräumen des Bundesgebietes“ innerhalb der vierstufigen Zentren-Hierar-chie besonders hervor. In Verbindung damit wurde ein Katalog für die über die Grundversorgung hinausgehende Mindestausstattung aufgestellt, der innerhalb einer Dekade für jedes Mittelzentrum erfüllt sein soll. In dieser letztgenannten Entschließung findet auch der Zusammenhang zwischen den Daseinsgrundfunktionen Wohnen, Arbeiten und Versorgen stärkere Beachtung.


Die MKRO als koordinierendes Organ zwischen Bund und Ländern hat mit zwei Entschließungen (1968 und 1972) Vorschläge zur Konkretisierung der Forderungen aus dem ROG gemacht, die den Ausbau von zentralen Orten zum Thema hat. Nach Auffassung der MKRO sollte bundeseinheitlich ein Mindeststandard an Infrastruktur für die Versorgung gewährleistet sein, und zwar in einem System zentraler Orte und Verflechtungsbereiche, das sich in vier -de facto drei- Stufen gliedert. Diese Gliederung unterteilt sich in Oberzentren mit Einrichtungen des spezialisierten höheren Bedarfs für die Bevölkerung eines Oberbereiches, Mittelzentren mit Einrichtungen des gehobenen Bedarfs für die Bevölkerung eines Mittelbereichs mit mehr als 20.000 Einwohnern in dünn besiedelten Gebieten ( sonst 40.000 EW und mehr) und in Unter- und Kleinzentren mit Einrichtungen der Grundversorgung für die Bevölkerung eines Nahbereichs mit mehr als 50.000 EW. Dabei unterscheiden sich Unter- und Kleinzentren nur durch die Ausstattung der Unterzentren�.


Nach den Vorstellungen der MKRO sollten Unter- und Kleinzentren u.a. über eine Grund- und weiterführende Schule, Spiel- und Sportstätten, mindestens einen Arzt und Apotheken verfügen und zudem Einzelhandels-, Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe vorweisen können. Hierbei soll die Erreichbarkeit dieser Standorte mit dem öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) innerhalb einer halben Stunde möglich sein.


Für Mittelzentren dezidierte die MKRO eine Mindestausstattung in den Bereichen Bildung (Gymna- sium), Gesundheitswesen (Krankenhaus), Sport (Hallenbad), Handel/Banken (mehrere Warenhäuser/Geldinstitute) und Verkehr (direkter Anschluß an das Bundesfernstraßennetz). Für die Bevölkerung eines Mittelbereichs müssen die Standorte innerhalb einer Stunde� bei der Benutzung des ÖPNV erreichbar sein. Bei der Errichtung neuer Verwaltungsdienststellen sollen auch diese Mittelzentren bevorzugt berücksichtigt werden.


Die Oberzentren sind die großstädtischen Regionalzentren mit einem kompletten Versorgungsangebot, das z.B. eine Universität, Kliniken, Theater, große Sportstätten, Warenhäuser und Spezialgeschäfte mit einschließt. Durch die Bündelung der Versorgungsinfrastruktur in einem System zentraler Orte, die wiederum an gebündelten Kommunikationsbändern oder -achsen liegen sollen, ist der Effekt beabsichtigt, daß Unternehmen, die standortunabhängig produzieren können, sich durch die anziehende Wirkung besonders in Mittelzentren ansiedeln�. Um siedlungsstrukturelle Effekte zu bewirken, soll im ländlichen Raum außerhalb der Mittelzentren eine gleich große Anzahl oder mehr an Versorgungsbevölkerung wohnen, wie im betreffenden Mittelzentrum selbst.











2.3.	Das BROP und das Zentrale-Orte-Konzept





Das Raumordnungsprogramm des Bundes prüfte und klassifizierte flächendeckend für die Bundesrepublik unter Anwendung eines Indikatorensystems die Gebiete nach dem Angebot an Einrichtungen der Infrastruktur und nach ihrer Verfügbarkeit von Erwerbsmöglichkeiten („Erwerbsstruktur“). Die Zielvorstellung war und ist in diesem Sinne, feststellbare Defizite durch Fördermaßnahmen abzubauen.


Dabei werden zur Erwerbsstrukturanalyse das Bruttoinlandsprodukt und das Einkommen herangezogen; bei der Infrastrukturanalyse berücksichtigt man als Indikatoren empirisch erfaßte Daten� aus dem Bildungswesen (Realschüler und Gymnasiasten, Studenten an Hochschulen), dem Gesundheitswesen (Ärzte in freien Praxen, Krankenhausbetten), dem Sozialwesen (Kindergartenplätze, Plätze in Einrichtungen der Altenhilfe), aus Sport und Erholung (Zahl von Turn- und Sporthallen, Hallenbädern), aus dem Wohnungswesen (Wohnflächen, Wohnungen mit Bad, WC und Zentralheizung), dem Verkehrswesen (überregionale Straßen, Reisezeiten und -geschwindigkeiten im Eisenbahnfernverkehr, Berufs-pendler mit öffentlichen Verkehrsmitteln) und aus Daten der Technischen Ver- und Entsorgung (öffentliche Kanalisation und Abwasserbeseitigung)�.


Nach Auswertung und Klassifikation wurden die bundesdeutschen Flächen in Gebiete mit Standorten größerer, mittlerer und geringerer Attraktivität usw. aufgeschlüsselt, wobei laut BROP Gebiete mit starken Strukturschwächen im großräumigen Vergleich als „Schwerpunkträume mit besonderen Strukturschwächen� bezeichnet werden.


Aus den verschiedenen Daten ergibt sich nach der Christaller´schen Terminologie aus den unterschiedlichen Reichweiten und der Nachfragehäufigkeit von Gütern und Dienstleistungen bzw. Frequentierung und Inanspruchnahme von Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen ein abgestuftes System, eben das hierarchisch gegliederte System der zentralen Orte. Analog dem Muster des täglichen, periodischen und episodischen Bedarfs gliedert man dabei auch die öffentlichen Institutionen des Staates; als Beispiel sei die hierarchische Ordnung von Gerichten in Amts-, Landes- und Oberlandesgericht genannt, die mit den Spezifikationen eines zentralörtlichen Raumes konform läuft.














3.	Raumplanung in Berlin und Brandenburg





Die raumordnerische Aufgabe in der Region Berlin/Brandenburg ergibt sich aus der historischen Situation. Sie ist in Prozesse eingebunden, die mit der Wiedervereinigung beider deutscher Staaten und des geteilten Berlins sowie der Neubildung des Landes Brandenburg unter den veränderten politischen Verhältnissen in Europa einsetzten.


Die geordnete Entwicklung eines Ballungsraumes erfordert eine enge Koordination zwischen den Planungen der Kernstadt und des Umlandes. Koordinierungsbedarf bei raumwirksamen Planungen in großstädtischen Verdichtungsräumen besteht heute vor allem auf der Ebene der Regionalplanung und der Flächennutzungsplanung sowie im Bereich des Nahverkehrs, der Ver- und Entsorgung, des Umweltschutzes und der Grünflächenvorsorge.


So ist die Kernstadt in der Wasserversorgung, der Abwasser- und Müllbeseitigung, für die Erholung ihrer Einwohner und die Entlastung ihrer Umwelt, zunehmend aber auch für die Bereitstellung von Flächen für Wohn- und Gewerbegebiete auf das Umland angewiesen. Umgekehrt nehmen die Einwohner des Umlandes die Kultur�- und Sozialeinrichtungen, die Einkaufsmöglichkeiten, die Verkehrswege und nicht zuletzt die Arbeitsplätze der Kernstadt, sprich den größten Teil der allgemeinen Infrastruktur in Anspruch�. Für den notwendigen Ausgleich der unterschiedlich gelagerten planerischen und finanziellen Interessen von Stadt und Umland wurden und werden eine Vielzahl organisatorischer Lösungsmodelle oder-Konzepte diskutiert und erprobt.





Ein hochentwickelter, marktwirtschaftlich funktionierender, bisher jedoch strukturell eingeschränkter Verdichtungsraum wie Berlin(West) muß nach Forderungen auf großräumiger Planungsebene mit dem zuvor zentralplanwirtschaftlich organisierten und strukturell sehr geschwächten Ballungskern Berlin (Ost;) raumorganisatorisch, politisch, wirtschaftlich und sozial zusammenwirken.


Beide „Ballungsteilkerne“ liegen in einem Verflechtungsbereich des Umlandes, der für marktwirtschaftlich entwickelte Verdichtungsräume extrem dünn besiedelt und für eine ausgewogene Arbeitsteilung im Sinne interregionaler Planung raumstrukturell zu schwach ist�. Die weiter entfernt gelegenen ländlichen Regionen Brandenburgs (ohne Verdichtungsraum Cottbus) sind zudem durch Deindustrialisierungs- und Entagrarisierungsprozesse extrem geschwächt. Sie entsprechen in Bezug auf die Unterschiede zu den Ballungskernen einem Zentrum-Peripherie-Modell mit einem hohen wirtschaftlichen und sozialen Gefälle�.


Demgegenüber verlangen die durchaus vorhandenen Potentiale der Bevölkerungs- und Siedlungsstruktur und des natürlichen Raumes nach einer dem Gleichwertigkeitsziel der Raumordnung angepaßten, ökologisch verträglichen und nachhaltigen Raumentwicklung, sog. sustainable development, die es durch raumpolitische und -planerische Gestaltungsmittel und Entwicklungsinstrumente zu fördern gilt�.


Vor diesem Hintergrund wurde für Brandenburg das Konzept der Dezentralen Konzentration als Leitbild der räumlichen Entwicklung formuliert. Es wird auch im 1993 verabschiedeten Raumordnungspolitischen Orientierungsrahmen für die BRD als ein Prinzip für die Siedlungsentwicklung em-pfohlen, und die in Brandenburg entwickelten Vorstellungen für einen Kranz von Entwicklungszentren� in ausreichender Entfernung vom Ballungskern Berlin sind in diese Grundsätze aufgenommen worden.
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